
An den Bürgermeister 
von Bobenheim-Roxheim 
Herrn Michael Müller 
Gemeindeverwaltung Bobenheim-Roxheim 

 
 Bobenheim-Roxheim, 18.08.2026 

Gemeinderatsfraktion Bobenheim-Roxheim 
fraktion@grueneboro.de 

Antrag 

Wir beantragen, dass die Gemeindeverwaltung unverzüglich ein kommunales 

Hitzeschutzkonzept (Hitzeaktionsplan) mit sofort wirksamen Notfallmaßnahmen sowie 

mittelfristigen Begrünungs- und Entsiegelungsstrategien erarbeitet und umsetzt. 

 

1. Sofortmaßnahmen: Warnung, Akutschutz & Ordnung 

• Öffentliche Hitzewarnung & Information 

• Frühwarnsystem: Automatische Auslösung von Hitzewarnungen ab 

definierten Schwellenwerten (z. B. auf Basis von Deutscher 

Wetterdienst) über Gemeinde-Medien (Amtsblatt, Internetseite), 

Lokalpresse und Katastrophen-Apps (NINA, Katwarn). 

• Verhaltenshinweise: Veröffentlichung einfacher Verhaltenstipps 

(„Hitze-Knigge“ vom UBA: Trinken, Lüften, Schützen) parallel zu jeder 

Warnung . 

• Zentrale Hitze-Hotline der Gemeindeverwaltung etablieren 

• Zentrale Rufnummer: Anlaufstelle im Bürger- oder Seniorenbüro für 

Gefährdete und Angehörige. 

• Nachbarschaftshilfe: Vermittlung von ehrenamtlichen Einkaufs- und 

Alltagshelfern bei Extremhitze. 

• Aktiver Anrufservice: Aktive Kontrollanrufe bei alleine lebenden 

Senioren an Hitzetagen („Anruf-Patenschaften“). 

• Kirchen & öffentliche Gebäude als „Kühle Orte“ mit Trinkwasser 

• Öffnung von Kirchen: Kooperation mit den Kirchengemeinden zur 

verlässlichen Öffnung von Kirchenräumen als schattige, kühle 

Zufluchtsorte während Hitzewellen. 



• Trinkwasserangebot vor Ort: Bereitstellung von kostenlosem 

Trinkwasser (Wasserspender/Flaschen) in den geöffneten Kirchen und 

öffentlichen Gebäuden. 

• Vorhandene Strukturen zur Abkühlung rechtzeitig Instandsetzen und in 

Betrieb nehmen (Wasserspielplatz) 

• Gebäude für vulnerable Gruppen zeitnah mit Klimaanlagen ausstatten (z.B. 

Pestalozzischule, Seniorenaufenthalte) 

• Bessere und sichtbarere Refill-Initiative: Kennzeichnung aller öffentlichen 

Trinkwasserquellen und teilnehmenden Geschäfte, mittelfristige (12 Monate) 

Etablierung von Trinkwasserbrunnen 

• Gieß-Initiative: engagierte Bürger*innen zur Bewässerung (Baum-Pate) 

motivieren und gewinnen. 

 

2. Mittelfristige und dauerhafte Etablierung von  Stadtgrün, Aufruf zum 
Wassersparen und Aufklärung zu Schottergärten 

• Anreize und Aufklärung zum Wasser sparen: 

• Regenwasser auffangen und nutzen 

• Aufruf/Aufklärung den Garten mulchen 

• Kein Trinkwasser zum Reinigen nutzen: Einfahrten, Terrassen und 

Autos im Sommer nicht mit dem Gartenschlauch oder 

Hochdruckreiniger abspritzen, sondern trocken kehren. 

• Entsiegelung & Entsiegelungs-Anreize 

• Aufklärung: Öffentliche Termine zum Thema Kühlung durch 

Entsiegelung und durch Rückbau von Schottergärten 

• Teilnahme der Gemeinde bei „Abpflastern“ (Vorbildfunktion) 

• Beratung und Angebot: Anschreiben an Eigentümer mit Bitte um 

Bepflanzung / Rückbau von Schottergärten inklusive Information über 

Förderprogramme 

• „Schotter-zu-Grün“-Prämie: Kleiner Zuschuss oder kostenlose 

Pflanzenpakete für Eigentümer, die ihren Schottergarten freiwillig 

umwandeln. 

• Bürger-Grün: Unbürokratische Freigabe und Vorbereitung (Steine 

entfernen etc.) von Baumscheiben zur Bepflanzung durch Anwohner. 

• Fassaden-, Dachbegrünung & Schwammstadt 



• Fassadenbegrünung: Erstberatungen und Aufklärung über Ängste vor 

Bauschäden etc. anbieten 

• Gründach-Standards: Kostenlose Erstberatung / Check-ups in 

Kooperation mit der Verbraucherzentrale für Interessierte. 

Verpflichtung zu Gründächern oder PV-Kombidächern bei Neubauten 

und Dachsanierungen. 

• Kommunale Leuchtturm-Projekte: Begrünen von z. B. Bushaltestellen, 

Garagen von Rathaus/Bauhof und mit Info-Tafeln. 

Fassadenbegrünungen von Gemeindeimmobilien. 

• Info-Flyer bei Bauanträgen & Sanierungen: bei 

Baugenehmigungsbescheiden und jedem Leitfaden für 

Dachsanierungen automatisch eine Info-Broschüre zur 

Dachbegrünung beilegen 

• Klimaresistente Nachpflanzung: Konsequenter Einsatz hitzeresistenter 

Baumarten (z. B. Silberlinde, Hainbuche, Feldahorn). 

• Schwammstadt-Prinzip: Gezielte Versickerung von Regenwasser in 

Grünflächen statt Ableitung in die Kanalisation. 

 

 

Begründung 

1. Extremes Klimarisiko & Lokale Betroffenheit 

Unsere Region gehört zu den geografisch am stärksten von der Erderwärmung 

betroffenen Gebieten Deutschlands. Die Zunahme von Tropennächten (Temperatur 

über 20 °C) und tagelangen Hitzewellen über 30 °C belastet das Mikroklima unserer 

Kommune massiv. Aufgrund des hohen Versiegelungsgrades im Innenbereich 

entstehen extreme Hitzeinseln, die sich mangels ausreichenden Stadtgrüns nachts 

kaum mehr abkühlen. 

2. Demografische Vulnerabilität & Nachweisbare Übersterblichkeit 

Hitze ist statistisch das tödlichste Wetterextrem in Mitteleuropa. Nach Daten des 

Robert-Koch-Instituts (RKI) führen sommerliche Hitzewellen regelmäßig zu einer 

signifikanten Übersterblichkeit, insbesondere bei älteren Menschen, chronisch 

Kranken, Pflegebedürftigen und Kleinkindern (aber auch jungen und gesunden 

Menschen). Angesichts der demografischen Entwicklung in unserer Kommune 

steigt der Anteil dieser vulnerablen Bevölkerungsgruppen kontinuierlich an. Das 

Ausbleiben geschützter Räume und gezielter Hilfsangebote führt zu einer direkten 

Gefährdung von Menschenleben. 



3. Gesetzliche Pflicht zur Daseinsvorsorge & Gesundheitsschutz 

Kommunaler Hitzeschutz ist keine freiwillige Ermessenaufgabe, sondern ein 

zentraler Bestandteil der kommunalen Daseinsvorsorge und des 

Bevölkerungsschutzes. Auch die Empfehlungen des Bundesministeriums für 

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUV) zur Erstellung von 

Hitzeaktionsplänen verpflichten Kommunen zum präventiven Handeln. 

4. Notwendigkeit der Dringlichkeit (Sofort-Umsetzung) 

Um der unmittelbaren Gefahr im bevorstehenden Sommer zu begegnen, sind 

organisatorische und schnell umsetzbare Notfallmaßnahmen (Hotline, Kühle Orte, 

Schattenspender, gezielte Öffentlichkeitsarbeit) zwingend sofort zu beschließen und 

bis zum nächsten Sommer umzusetzen. 

 

Ein Großteil der Maßnahmen (wie die Kooperation mit Kirchen, die Aktivierung von 

Ehrenamtsstrukturen oder die Schaltung einer Telefon-Hotline im Bürgerbüro) 

verursacht nur minimale Sachkosten, entlastet die örtliche Rettungsinfrastruktur 

und die Krankenhäuser spürbar und stärkt Verantwortungsbewusstsein und 

Gemeinwohl. 
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